20. Wahlperiode

HESSISCHER LANDTAG

Kleine Anfrage
Yanki Piirsiin (Freie Demokraten) vom 16.08.2023
Priventive MafSnahmen und Inobhutnahmen in Hessen

und
Antwort

Minister fiir Soziales und Integration

Vorbemerkung Fragesteller:

Inobhutnahmen sind Ubergangsmafnahmen, die die vorléufige Aufnahme und Unterbringung von Kindern oder
Jugendlichen in Notsituationen in Heimen oder Pflegefamilien umfassen. Die Durchfiihrung dieser MaBnahmen
obliegt den Jugenddamtern. Laut offiziellen Daten ist die Anzahl der Inobhutnahmen im Jahr 2021 im Vergleich
zu den Jahren 2019 und 2020 gesunken. Jedoch verzeichnen die Jugenddmter in Hessen seit dem vergangenen
Sommer einen deutlichen Anstieg (= https://www.hessenschau.de/gesellschaft/inobhutnahme-in-hessen-wer-
den-immer-mehr-kinder-aus-ihren-familien-genommen-v3,zunahme-inobhutnahmen-100.html). Dies hat zur
Folge, dass es an Betreuungsplitzen und in den nachfolgenden Einrichtungen wie Wohngruppen mangelt. Um
dieser Notlage entgegenzuwirken, sprechen sich die Stidte der Jugenddmter dafiir aus, Kinder und Jugendliche
aufzunehmen, die keinen stationiren Platz finden kénnen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugend-
amter werden dazu aufgerufen, als Ersatzfamilien einzuspringen, um somit die akute Krisensituation zu
entlasten (= https://www.fr.de/frankfurt/beschaeftigte-des-frankfurter-jugendamtes-fungieren-als-notfami-
lien-92453852 . html).

Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1.  Wie hat sich die Zahl der Inobhutnahmen in Hessen in 2022 und soweit in 2023 entwickelt?

Frage 2.  Falls der Landesregierung fiir 2022 noch keine Zahlen vorliegen: Wie schitzt die Landesregierung
die Entwicklung in 2022 ein?

Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam wie folgt beantwortet:

In Hessen ist die Zahl der sogenannten reguliren Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII (Sozial-
gesetzbuch Achtes Buch), ohne vorlidufige Inobhutnahmen nach § 42a SGB VIII bei unbegleiteten
minderjdhrigen Auslédnderinnen und Ausldnder (umA), zwischen den Jahren 2019 und 2021 leicht
zuriickgegangen (2019: 3.596, davon 336 umA; 2020: 3.417, davon 339 umA; 2021: 3.340,
davon 494 umA). Im Jahr 2022 ist eine Steigerung der Fallzahlen festzustellen, die insbesondere
auf den erhohten Zuzug von unbegleiteten minderjidhrigen Ausldnderinnen und Auslédndern zu-
riickzufiihren ist (4.110, davon 1.114 umA). Die Zahl der reguldren Inobhutnahmen aus anderen
Griinden ist demnach gegeniiber dem Jahr 2021 um 150 Fille angestiegen, liegt aber unterhalb
der Fallzahlen von 2019 und 2020 (Quelle: Statistisches Landesamt).

Differenzierte Daten zur Entwicklung in Bezug auf die unterschiedlichen Anlisse einer vor-
laufigen SchutzmaBnahme konnen iiber die Berichte des Statistischen Landesamts und die 6ffent-
lich zuginglichen Datenbanken des Statistischen Bundesamts abgerufen werden (= https://www-
genesis.destatis.de/genesis/online).

Frage 3. Wie schitzt die Landesregierung aktuell die Kapazititen der Jugenddmter, Betreuungs- und
Anschlusseinrichtungen, die fiir Inobhutnahmen zusténdig sind, ein?

Fiir die Planung eines bedarfsgerechten Angebots an Einrichtungen und Diensten der Kinder- und
Jugendhilfe sind die 6rtlichen Jugenddmter im Rahmen ihrer gesetzlichen Gesamt- und Planungs-
verantwortung verantwortlich. Dies ist auch die Grundlage dafiir, dass vor Ort im Zusammen-
wirken mit den Trégern und unter der auch gesetzlich vorgesehenen Beriicksichtigung der Bedin-
gungen des Sozialraums eine bedarfsgerechte Angebotsplanung erfolgen kann. Die statistischen
Daten zur Inobhutnahmen oder auch zu anderen stationdren Leistungen der Jugendhilfe zeigen,
dass Bedarfe regional sehr unterschiedlich auftreten. Auch ist festzustellen, dass die Anzahl an
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Einrichtungen und Plitzen in den Jugendamtsbezirken unterschiedlich ausfillt. Zu beachten ist
ferner, dass Unterbringungen grundsitzlich bundesweit erfolgen konnen, sodass Pldtze in Hessen
auch von Jugendidmtern anderer Linder genutzt werden und hessische Jugenddmter Unter-
bringungen in anderen Lindern vornehmen.

Auf der tiberortlichen Ebene ist die Thematik grundsitzlich Gegenstand des fortlaufenden Aus-
tauschs des Ministeriums fiir Soziales und Integration (HMSI) mit Jugenddmtern und Trégern.
Uber die Gremien des Landesjugendamts wird ein entsprechender regelméiBiger Austausch er-
moglicht.

Das HMSI hat daher gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbinden eine Uberarbeitung der
im Jahr 2015 erstellten ,,Praxishinweise: Betriebserlaubnisverfahren nach § 45 SGB VIII fiir Ein-
richtungen zur Unterbringung von unbegleiteten minderjihrigen Ausldanderinnen und Auslédndern
vorgenommen. Die Praxishinweise wurden nachfolgend Gegenstand eines Beschlusses des
Landesjugendhilfeausschusses.

Abweichend von den durch das SGB VIII und die ,,Einrichtungsrichtlinien“ (§§ 45 ff. SGB VIII)
vorgesehen Standards und Verfahren kdnnen bei Bedarf flexible Losungen zur Unterbringung der
umA unter Anwendung aller Ermessens- und Handlungsspielrdume der Aufsichtsbehorden ge-
priift werden. Eine solche Priifung ist jeweils nach den Erfordernissen des Einzelfalls und der
konkreten regionalen und lokalen Unterbringungssituation vorzunehmen.

Gleichzeitig ist das HMSI iiber die Gremien der Jugendhilfe mit den Kommunen und freien Trager
auch iiber die Entwicklung weiterer Platzbedarfe im Bereich der Inobhutnahme und der Hilfen
zur Erziehung im Gespriach. Laut Jugendhilfestatistik ist die Zahl der genehmigten Plitze in
stationiren Einrichtungen der Jugendhilfe in den vergangenen Jahren gestiegen. Im Jahr 2020
standen der Jugendhilfestatistik zufolge rund 9.500 genehmigte Plitze zur Verfiigung. Im
Jahr 2010 waren es 7.265 (Quelle: Statistisches Landesamt).

Die Platzzahlentwicklung der vergangenen Jahre spiegelt insbesondere den zusitzlichen Platz-
bedarf fiir unbegleitete minderjihrige Auslidnderinnen und Auslidnder wider. Der Ausbau von
Platzen ist mafgeblich auch von der Verfiigbarkeit von Fachkréften abhéngig. Im Rahmen der im
Jahr 2023 iiber den Landesjugendhilfeausschuss erfolgten Neufassung der , Einrichtungsricht-
linien (§§ 45 ff. SGB VIII)“ wurden vor diesem Hintergrund auch die Fachkraftregelungen im
Rahmen einer Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Verbinde der 6ffentlichen und freien Tréager
iberpriift und modifiziert. Zudem wird die Thematik in der ,,Fokusgruppe Kinder- und Jugend-
hilfe“ des ,,Neuen Biindnisses Fachkriftesicherung® beraten.

Frage 4. Welche priventiven Mafinahmen werden von den Jugendamtern ergriffen, um Inobhutnahmen und
deren Notwendigkeit zu verhindern?

Es kann festgestellt werden, dass die Jugenddmter hierfiir grundsétzlich das gesamte Leistungs-
und Angebotsspektrum der Kinder- und Jugendhilfe nutzen. Das SGB VIII enthilt ein breites
Spektrum von Leistungen fiir junge Menschen und ihre Familien in unterschiedlichen Lebenslagen
und Erziehungssituationen. Hierzu zihlen unter anderem:

e Allgemeine Forderung der Erziehung in der Familie (Familienbildung Erziehungsberatung,
Familienerholung, § 16 SGB VIII).

e Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung (§ 17 SGB VIII).

e Beratung und Unterstiitzung bei der Ausiibung der Personensorge und des Umgangsrechts
(§ 18 SGB VIII).

o Gemeinsame Wohnformen fiir Miitter/Viter und Kinder (§ 19 SGB VIII).
e Hilfen zur Erziehung (§ 27 SGB VIII).

e Soziale Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII).

o Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer (§ 30 SGB VIII).

e Sozialpddagogische Familienhilfe (§ 31 SGB VIII).

e Erziehung in einer Tagesgruppe (§ 32 SGB VIIII).

e Intensive sozialpddagogische Einzelbetreuung (§35 SGB VIII).

Frage 5. Welcher Dialog und Informationsmafinahmen finden im Sozialraum statt, um Kompetenzen zu
starken?
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Frage 6. Wie sieht konkret der Dialog zwischen Jugendidmtern und Eltern aus?
Die Fragen 5 und 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam wie folgt beantwortet:

Die Jugendamter ergreifen MaBnahmen in ihrer jeweiligen kommunalen Selbstverantwortung, die
auf den jeweiligen Sozialraum oder die Situation abgestimmt sind. Daher ist keine pauschale
Antwort moglich.

Frage 7. Wie unterstiitzt die Landesregierung die Jugenddmter und Einrichtungen in ihrer Arbeit sowie die
Eltern in ihren Kompetenzen und Rechten?

Frage 8.  Sieht die Landesregierung Bedarf darin, die praventiven Manahmen zu stirken und auszubauen?
Frage 9. Wenn ja: In welcher Art und Weise?

Die Fragen7,8 und9 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam wie folgt
beantwortet:

Das Land unterstiitzt die Kommunen z. B. im Bereich des Kinderschutzes. Die Landesregierung
schafft den Rahmen dafiir, dass alle Kinder und Jugendlichen gut und sicher aufwachsen und zu
starken und selbstbewussten Menschen werden kdnnen. Im Aktionsplan zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt haben sich alle im Kinderschutz aktiven Ministerien
auf ein umfassendes Gesamtkonzept zum Schutz vor sexualisierter Gewalt verstindigt. Mit ihm
ist ein ressortiibergreifender Masterplan zur Verbesserung des Schutzes von Minderjdhrigen vor
sexueller Gewalt und ihrer Folgen beschlossen worden, in dessen Erarbeitung auch die Kommu-
nen eingebunden worden sind.

Ein zentraler Baustein des Aktionsplans ist der Ausbau und die Forderung eines landesweiten
spezialisierten Beratungsnetzes, mit dem ein niedrigschwelliges, unbiirokratisches Hilfsangebot
fiir von sexuellem Missbrauch Betroffene fiir alle gesellschaftlichen Bereiche und Bevolkerungs-
gruppen bereitgestellt werden soll. Zurzeit sind 45 freie und kommunale Trager im Bereich der
Fachberatung gegen sexualisierte Gewalt titig. Die Forderung des Beratungsnetzes erfolgt seit
vielen Jahren iiber die Rahmenvereinbarung iiber die Kommunalisierung sozialer Hilfen, Zielbe-
reich zwolf ,,Schutz vor Gewalt und sexualisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen®.

Die Fordermittel, die das Land hierfiir zur Verfiigung stellt, sind in den vergangenen Jahren auf
insgesamt 2.219.000,00 € ausgebaut worden. Hiermit wird die Beratungs- und Praventionsarbeit
vor Ort stabilisiert und eine Stirkung der Angebote in unterversorgten Regionen und fiir
besonders vulnerable Zielgruppen angestrebt.

Die landesweite Vernetzung und Kooperation sind im Kinderschutz elementar und eine als
professionsiibergreifende Aufgabe. Um hier Liicken zu schliefen und bestehende Beratungs- und
Préaventionsangebote landesweit zu verbinden, hat das HMSI in Zusammenarbeit mit dem Pariti-
tischen Wohlfahrtsverband Hessen im Jahr 2021 eine Projektstelle zur Koordinierung der Fach-
beratung gegen sexualisierte Gewalt in Kindheit und Jugend eingerichtet. Ziel des Projekts ist,
die vorhandenen Angebote aller Triger von Beratungsstellen durch Vernetzung und Fachaus-
tausch zu stirken, das Angebot fiir unterversorgte Regionen sowie schwer erreichbare oder
besonders vulnerable Zielgruppen zu verbessern und die Professionalisierung des Beratungsan-
gebots voranzutreiben.

Das Land fordert auch die bundesweiten Angebote ,,Nummer gegen Kummer“ und die Online-
Jugend- und Elternberatung der Bundeskonferenz fiir Erziehungsberatung, die neben den von den
Jugendimtern und freien Trigern bereitgestellten Angeboten (bspw. Erziehungsberatungsstellen)
niedrigschwellige Beratungszugéinge bei Fragen und Problematiken der Erziehung und Entwick-
lung ermoglichen. Weiterhin fordert das Land die Ombudsstelle fiir Kinder und Jugend-
rechte e. V., die Eltern und jungen Menschen zur Vermittlung und Klirung von Konflikten im
Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zur Verfiigung steht, und berit derzeit
mit den Akteurinnen und Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe die Weiterentwicklung des An-
gebots unter neuer Tragerschaft.

Frage 10. Wie beurteilt die Landesregierung den Aufruf von Stidten an ihre Amtsmitarbeiter, Kinder bei sich
aufzunehmen?

Es obliegt dem jeweiligen Jugendamt, bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
§ 42 Abs. 1 SGB VIII, Kinder oder Jugendliche in seine Obhut zu nehmen. Davon umfasst ist
auch die Ausgestaltung der Unterbringung. Gemif} § 42 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII kann die vorldu-
fige Unterbringung in einer geeigneten Einrichtung, bei einer geeigneten Person oder in einer
sonstigen Wohnform erfolgen. Es ist insofern moglich, dass auch Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter eines Jugendamits als geeignete Personen ausgewahlt werden.

Wiesbaden, 18. Oktober 2023
Kai Klose



	Kleine Anfrage
	Yanki Pürsün (Freie Demokraten) vom 16.08.2023
	Präventive Maßnahmen und Inobhutnahmen in Hessen
	und

	Antwort
	Minister für Soziales und Integration
	Vorbemerkung Fragesteller:


	HESSISCHER LANDTAG

